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GEMEINDE ADELZHAUSEN 
 
1. Änderung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Sonderbaufläche Baustoffrecycling Adelzhausen“  
 
Zusammenfassende Erklärung gem. § 6a Abs. 1 BauGB zur Öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung 
 
Veranlassung zur vorliegenden Änderung des Flächennutzungsplans war es, die mit der 7. Ände-
rung ausgewiesene Sonderbaufläche für Baustoffrecycling auf den Flurstücken 96/1 und 97 Ge-
markung Burgadelzhausen auf Flächen des südlich stattfindenden Tagebaues zu verlagern. 

Mit der 1. Änderung der 7. Änderung des Flächennutzungsplans werden auf den Flurstücken 89/1, 
89/2 und 89/3 TF Gemarkung Burgadelzhausen eine 2,4 ha große Sonderbaufläche für Baustoff-
recycling und umgebende Grünflächen mit ca. 1,0 ha dargestellt. Die Umwidmung erfolgt auf im 
Flächennutzungsplan von 2008 abgebildeten Flächen für Wald im Bereich eines Tagebaus mit 
Abbau und Auffüllung. 

Gleichzeitig wird die bisherige Sonderbaufläche für Baustoffrecycling der 7. Änderung und die um-
gebenden Grünflächen wieder als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

 

Berücksichtigung der Umweltbelange 

Eine Bestandsaufnahme der umweltrelevanten Schutzgüter, die durch das Vorhaben betroffen 
sein können, wurde im Umweltbericht zur Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. 
Darin erfolgte auch eine Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes. 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 u. 2) und Anhörung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 u. 2) 

Im Zuge der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
wurden folgende Anregungen aus Stellungnahmen in den Flächennutzungsplan eingearbeitet: 

Die Regierung von Schwaben teilte mit, dass der Ausnahmetatbestand bzgl. Anbindegebot – Er-
richtung und Betrieb von Anlagen im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben, von denen 
schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließ-
lich Verkehrslärm, auf dem Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden – in Betracht kommt, da 
sich sowohl die enorme Flächeninanspruchnahme als auch die Einhaltung der Anforderungen zum 
Lärmschutz und zum Schutz vor Staubemissionen nach BImSchG in Innenbereichen trotz hohem 
technischen Aufwand kaum realisieren lassen. Die Gemeinde hat zudem dargelegt, dass im Ge-
meindegebiet keine Alternativstandorte vorhanden sind. 

Außerdem wies das Sachgebiet Städtebau der Regierung von Schwaben darauf hin, dass die Er-
forderlichkeit der Bauleitplanung aufgrund einer möglichen Privilegierung der Baustoffrecyclingan-
lage im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB in Frage steht. Die Gemeinde Adelzhausen geht da-
von aus, dass Baustoffrecyclinganlagen zwischenzeitlich privilegiert sind. Allerdings ist aus Sicht 
der Gemeinde nicht geklärt, ob die weiteren Nutzungen – das Sachgebiet Städtebau thematisiert 
die Büronutzung, Sozialräume und die Werkstatt selbst oder auch die vorgesehene Betontankstel-
le – im Rahmen der s.g. „mitgezogenen Privilegierung“ ebenfalls nach § 35 BauGB genehmigt 
werden können. Zudem sieht die Gemeinde in einem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein-
schließlich des Durchführungsvertrages das geeignete Planungsinstrument zur Umsetzung des 
Vorhabens und Steuerung durch die Gemeinde. Dementsprechend ist auch eine Änderung des 
Flächennutzungsplanes erforderlich.  

Die Untere Naturschutzbehörde verwies darauf, dass sich die Flächennutzungsplanänderung auf 
Flächen befindet, die aktuell dem Bergrecht unterliegen.  

Das Bergamt Südbayern äußerte keine grundsätzlichen Bedenken, sofern die bergbaulichen Be-
lange im weiteren Verfahren berücksichtigt und mit der Bergbehörde abgestimmt werden. Für die 
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tatsächliche Umsetzung der vorgesehenen Nutzung ist eine Entlassung der betroffenen Flächen 
aus der Bergaufsicht erforderlich. 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschat und Forsten verwies auf die zwischenzeitlich vom Bergamt 
Südbayern erfolgte Genehmigung des geänderten Hauptbetriebsplans, dessen Inhalte auch in der 
1. Änderung der 7. Änderung des Flächennutzungsplans berücksichtigt wurden und sah keinen 
weiteren Änderungsbedarf. 

Das Staatliche Bauamt Augsburg und das Wasserwirtschaftsamt Donauwörth bezogen sich auf 
ihre Stellungnahmen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Auch dadurch ergaben sich keine. 
Auswirkungen auf die Flächennutzungsplanänderung. 

Von Seiten der Öffentlichkeit gab es keine Einwände. 

 

Planungsalternativen 

Das Bay. Landesentwicklungsprogramm 2023 favorisiert grundsätzlich eine Innenentwicklung vor 
einer Außenentwicklung. Die Ausweisung von Gewerbe- und Industrieflächen im planungsrechtli-
chen Außenbereich widerspricht dem grundlegenden Ziel der Vermeidung von Zersiedelungen 
durch Anbindung neuer Siedlungsflächen an geeignete Siedlungseinheiten im Sinne des LEP. 
Ausnahmen davon sind allerdings möglich, wenn von Anlagen schädliche Umwelteinwirkungen, 
insbesondere durch Luftverunreinigungen oder Lärm (einschl. Verkehrslärm) auf dem Wohnen 
dienende Gebiete ausgehen würden.  

Eine Baustoffrecyclinganlage stellt Sekundär-/ Recyclingrohstoffe bzw. -baustoffe her und ist damit 
in Anlehnung an die Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes als pro-
duzierende Gewerbe zu werten. Der Hauptzweck der vorgesehenen Anlage liegt in der Herstellung 
von Sekundärrohstoffen bzw. Recyclingbaustoffen.  

Das Betreiben einer Baustoffrecyclinganlage kann regelmäßig solchen Nutzungsformen zugeord-
net werden. Für Anlagen, die nach dem Immissionsschutzrecht genehmigt werden müssen (erheb-
lich belästigende Gewerbebetriebe) sieht die BauNVO Industriegebiete im Sinne des § 9 BauNVO 
vor.  

Das in Adelzhausen ansässige Unternehmen hat bei den im Einzugsbereich des Recyclingbetrie-
bes liegenden Gemeinden angefragt, ob für das Vorhaben geeignete Standorte zur Verfügung 
stehen oder Alternativstandorte mit Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten vorhanden sind. 
Die im Suchradius von 15-20 km befindlichen Gemeinden haben die Anfrage des Unternehmens 
allesamt abschlägig beantwortet.    

Im Gemeindegebiet von Adelzhausen konzentriert sich die gewerbliche Nutzung auf das Gewer-
begebiet bei Heretshausen mit dem bisherigen Standort des Vorhabenträgers. Erweiterungsmög-
lichkeiten bestehen dort nicht. Auch liegen keine Industriegebiete innerhalb der Gemeinde Adelz-
hausen vor.  

 

Angebundene Standorte 

Die Siedlungsgebiete im Gemeindegebiete von Adelzhausen beschränken sich auf den Hauptort 
und die Ortsteile Burgadelzhausen, Landmannsdorf, Irschenhofen und Heretshausen mit dem dor-
tigen Gewerbestandort.  

Zur Anbindung eines Gebietes für erheblich belästigende Betriebe scheiden die vorhandenen 
Misch-, Dorf- oder Wohngebiete bzgl. des Immissionsschutzes aus. Zur Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten im Sinne des LEP Bayern kommt somit im Gemeindegebiet von Adelzhausen 
nur der vorhandene gewerbliche Standort bei Heretshausen in Frage.  

Innerhalb des Gewerbegebietes liegt keine Flächenverfügbarkeit mehr vor. Die angrenzenden 
Areale im südlichen und östlichen Anschluss - getrennt durch die ST 2338 - sowie die Gebiete 
nördlich scheiden aufgrund der Topografie und auch zur räumlichen Nähe des FFH-Gebietes 
„Paar und Ecknach“ generell aus. Nach Westen hin folgt eine Nutzung als Freiflächenfotovoltaikan-
lage sowie das Sportgelände von Adelzhausen. 
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Eine Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten für erheblich belästigende Betriebe ist im Ge-
meindegebiet somit nicht möglich. Für die vorgesehene Sonderbaufläche in einem Umfang von 
etwa 2,4 ha muss auf Außenbereichsflächen zurückgegriffen werden. Hierzu ist auch auf das 
Schreiben der Bayerischen Staatsministerien für Wohnen, Bau und Verkehr sowie Umwelt und 
Verbraucherschutz vom 04.10.2024 [Hinweise zur Bauplanungs-, immissionsschutz-, abfall-, und 
wasserrechtliche Beurteilung von Baustoffrecyclinganlagen an bestehenden und im Einzelfall ge-
eigneten Baustoffgewinnungsbetrieben mit Bezug auf die am 01.08.2024 in Kraft getretene Ver-
ordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische 
Bauwerke vom 9. Juli 2024 (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV, BGBl. I S 2021)] zu ver-
weisen. 

 

Außenbereich 

Im Tertiärhügelland befinden sich zahlreiche Störungen durch die Gewinnung von Bodenschätzen. 
Für das Heranziehen eines Standortes im Außenbereich bieten sich daher insbesondere bereits 
vorbelastete Gebiete abseits besonders schützenswerter Wohnbebauung bzw. Wohnnutzungen 
an. Die Vorbelastungen im Außenbereich beschränken sich innerhalb der Gemeinde Adelzhausen 
überwiegend auf Gebiete mit Rohstoffabbau sowie auf die überregionalen Verkehrswege.  

Gleichzeitig ist ein Standort für die Baustoffrecyclinganlage mit günstiger Verkehrsanbindung unter 
Beachtung möglichst geringer Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft, 
Arten und Biotope, das Landschaftsbild und für den Menschen zielführend.  

Das Gemeindegebiet wird von West nach Ost durch die BAB 8 Augsburg – München mit der An-
schlussstelle Adelzhausen gequert. Der südliche Umgriff der Autobahnanschlussstelle und der 
daran anbindenden Staatstraße St 2338 bildet daher besonders günstige Voraussetzungen für 
gewerbliche Entwicklungen, ohne die Ortsdurchfahrt von Adelzhausen durch weiteren Schwerlast-
verkehr zu beeinträchtigen.  

Entlang der Staatstraße nach Süden kennzeichnet sich der Raum durch landwirtschaftliche Flä-
chen und Wald. Innerhalb der Waldflächen wird zudem Sand in unterschiedlichen Gruben abge-
baut. 

 

Vorgesehener Standort 

Der mit der jetzigen Flächennutzungsplanänderung vorgesehene Standort befindet sich im Außen-
bereich auf dem Gelände des dortigen Tagebaues. Gemäß Schreiben der Bayerischen Staatsmi-
nisterien vom 04.10.2024 liegen die Voraussetzungen für eine baurechtliche Privilegierung der 
Baustoffrecyclinganlage im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB vor. Aus Sicht der Gemeinde ist 
jedoch nicht geklärt, ob die weiteren Nutzungen (z. B. Büronutzung, Sozialräume, Werkstatt, Be-
tontankstelle) im Rahmen der s. g. „mitgezogenen Privilegierung“ ebenfalls nach § 35 BauGB ge-
nehmigt werden können. Zudem sieht die Gemeinde in einem Vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan einschl. des Durchführungsvertrages das geeignete Planungsinstrument zur Umsetzung des 
Vorhabens und Steuerung durch die Gemeinde. Dementsprechend ist auch eine Änderung des 
Flächennutzungsplanes erforderlich.  

 

Der Standort liegt etwa 900 m südlich der Anschlussstelle Adelzhausen und wird über die St 2338 
und die Zufahrt zum bestehenden Tagebau erschlossen. Bereits für den in der 7. Änderung weiter 
nördlich vorgesehenen Standort wurden Planungen für die Ertüchtigung des Kreuzungsbereiches 
erarbeitet. 

 

Für den nicht angebundenen Außenbereichsstandort wird ein Ausnahmetatbestand des LEP in 
Anspruch genommen.  

Eine Ausnahme kann zulässig sein, wenn von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Ge-
werbebetrieben errichtet und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbeson-
dere durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen dienen-
de Gebiete ausgehen würden. Die vorgesehene Baustoffrecyclinganlage kann regelmäßig solchen 
Gewerbebetrieben zugeordnet werden. Gleichzeitig schließt der Flächenbedarf von 2,4 ha wie 
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auch die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen gem. BImSchG, Standorte im Innenbereich 
faktisch aus.  

Die Ansiedlung eines Lagerplatzes mit Aufbereitung von Abbruch- und Aushubmaterialien ist in 
einem Gewerbegebiet, in dem Bürogebäude allgemein zulässig sind, aus immissionsschutzfachli-
cher Sicht nicht zu befürworten. Grundsätzlich treten bei solchen Betrieben - auch bei Einhaltung 
des Standes der Technik – regelmäßig Lärm- und Staubimmissionen aufgrund der eingesetzten- 
und zu verarbeitenden Materialien auf. Unabhängig von der Flächenverfügbarkeit sind in den 
nächstliegenden Gewerbegebieten bereits Wohngebäude entstanden, die nicht verträglich mit den 
Aktivitäten einer Baustoffrecyclinganlage wären (Lärm, Staub, Erschütterungen). Erhebliche be-
triebliche Einschränkungen wären die Folge. 

Neben der besonders günstigen Verkehrsanbindung eignet sich der Standort auf der Tagebauflä-
che auch wegen der infolge der Rohstoffgewinnung und Wiederverfüllung bestehende Vorbelas-
tung. Die beanspruchte Fläche soll nach dem Hauptbetriebsplan von 2007 für den Tagebau nach 
Verfüllung wieder zu Wald entwickelt werden. Der Hauptbetriebsplan wurde aktuell geändert (Zu-
lassungsbescheid des Bergamts Südbayern vom 02.02.2026 (Az.26.3914.793-D-0286)) und die 
künftige Sonderbaufläche für die Baustoffrecyclinganlage soll im weiteren Verlauf aus der Planung 
entnommen. Aufgrund der vorhandenen Vorbelastung bleiben Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Boden und Wasser, Klima und Luft oder die Erholungseignung für den Mensch hier begrenzt. Die 
betroffenen Waldflächen werden an anderer Stelle ersetzt. 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass im Hinblick auf die umgebende Infrastruktur und dem 
benötigten Flächenbedarf – ausgenommen die mit der 7. Änderung überplante kleinere Fläche - 
keine geeigneteren Alternativstandorte für das Vorhaben im Gemeindegebiet zur Verfügung ste-
hen.  

Die Baustoffrecyclinganlage mit dem Brechen und Klassifizieren von Bauschutt fällt unter die Ge-
nehmigungspflicht des BImSchG. Für den vorgesehenen Sondergebietsstandort werden im Rah-
men des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens Untersuchungen zum Schall-
schutz und zur Luftreinhaltung erstellt, in denen Maßnahmen aufgezeigt werden, um die geltenden 
Immissionsrichtwerte zum Schallschutz einzuhalten. Außerdem erfolgt eine Beschreibung bzgl. der 
Anforderungen zur Luftreinhaltung.  

Mit der Lage im Außenbereich liegen keine besonders schützenswerten Wohn- oder Büronutzun-
gen in unmittelbarer oder mittelbarer Nähe vor. Der gewählte Standort ermöglicht eine konfliktfreie 
Ansiedlung des Recyclingbetriebes. 

 
 
 

Gemeinde Adelzhausen, den ……………………… 
 
 
............................................................. 
Johannes Treffler, Erster Bürgermeister    Siegel 

17.08.2026


